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Fachanweisung zu § 113 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 77 Abs. 1 SGB IX 

Leistungen für Wohnraum vom 01.10.2022 (Az: 112.42-4-12-9) 

 

Inhalt 
1. Ziele der Leistung .............................................................................................................. 1 

2. Voraussetzungen .............................................................................................................. 2 

2.1 Zuständigkeit der Trägerin der Eingliederungshilfe ...................................................... 2 

2.2  Anspruchsberechtigter Personenkreis ......................................................................... 2 

2.3 Einkommen und Vermögen .......................................................................................... 2 

3. Gesamtplan ....................................................................................................................... 2 

4. Art und Umfang der Leistungen ......................................................................................... 3 

5. Abgrenzung zu anderen Leistungen .................................................................................. 4 

6. Befürwortungs- und Bewilligungszeitraum ......................................................................... 4 

7. Berichtswesen, Controlling ................................................................................................ 4 

8. Inkrafttreten ....................................................................................................................... 4 

 

1. Ziele der Leistung 

Diese Fachanweisung regelt das allgemeine Verfahren bei der Bewilligung von Leistungen für 
Wohnraum in der Eingliederungshilfe. Es handelt sich um Leistungen zur sozialen Teilhabe. 
Dabei ist die Fachanweisung zu § 90 SGB IX „Allgemeine Ziele, Grundsätze und Regelungen 
der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen“ zu beachten. Leistungen der Teil-
habe an Bildung, der Teilhabe an Arbeit und der medizinischen Rehabilitation sind vorrangig 
in Anspruch zu nehmen, wenn die gleiche Aussicht auf Erreichung der Ziele besteht. 

Grundsätzliches Ziel aller Leistungen der Eingliederungshilfe ist nach § 90 Abs. 1 SGB IX, die 
Selbstbestimmung und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen bzw. von durch Behinde-
rungen bedrohter Menschen am Leben in der Gesellschaft zu fördern, Benachteiligungen zu 
vermeiden oder ihnen entgegenzuwirken. 

Leistungen für Wohnraum sollen Menschen mit Behinderungen durch Übernahme behinde-
rungsbedingter Mehrkosten zu Wohnraum verhelfen, der zur Führung eines möglichst 
selbstbestimmten, eigenverantwortlichen Lebens geeignet ist und den besonderen Bedürfnis-
sen dieser Personengruppe entspricht. Hierdurch soll auch der Wechsel aus einer besonderen 
Wohnform in eigenen Wohnraum ermöglicht bzw. die Notwendigkeit eines Einzugs in eine 
besondere Wohnform vermieden werden. 

Für Leistungen außerhalb Hamburgs, die von Leistungsberechtigten in der Zuständigkeit Ham-
burgs wahrgenommen werden, ist diese Fachanweisung entsprechend anzuwenden. 

 

https://www.hamburg.de/sozialbehoerde/fa-sgbix/13805120/fa-sgbix-90/
https://www.hamburg.de/sozialbehoerde/fa-sgbix/13805120/fa-sgbix-90/
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2. Voraussetzungen 

Leistungen der Eingliederungshilfe werden gemäß § 108 SGB IX auf Antrag erbracht und frü-
hestens ab dem Ersten des Antragsmonats bewilligt, wenn zu diesem Zeitpunkt die 
Voraussetzungen bereits erfüllt wurden. Der Antrag ist beim Fachamt Eingliederungshilfe im 
Bezirksamt Wandsbek zu stellen.  

2.1 Zuständigkeit der Trägerin der Eingliederungshilfe 

Bei Antragseingang ist innerhalb von zwei Wochen die Zuständigkeit der Trägerin der Einglie-
derungshilfe zu prüfen. Dabei ist insbesondere auf die örtliche Zuständigkeit und mögliche 
Ansprüche gegenüber vorrangigen Kostenträgern zu achten. Ist die Trägerin der Eingliede-
rungshilfe nicht zuständig, ist der Antrag gemäß § 14 SGB IX unverzüglich an den zuständigen 
Rehabilitationsträger weiterzuleiten. Die Weiterleitung ist unter ausdrücklichem Bezug auf die 
Vorschrift des § 14 SGB IX zu begründen. Nach Ablauf der Frist ist auch bei Unzuständigkeit 
über den Antrag zu entscheiden. Eine spätere Kostenerstattung von dem tatsächlich zustän-
digen Rehabilitationsträger ist dann gemäß § 16 Abs. 4 SGB IX ausgeschlossen. 

Die Ablehnung gleichartiger Leistungen durch vorrangige Leistungsträger ist alleine noch kein 
hinreichender Grund für ein Eintreten der Eingliederungshilfe. Leistungsberechtigte müssen 
zunächst den Rechtsweg beschreiten. Werden Leistungen der Pflegeversicherung nach § 40 
Abs. 4 SGB XI erbracht und reichen diese nicht aus, um die Bedarfe einer leistungsberechtig-
ten Person zu decken, können Leistungen nach dieser Fachanweisung auch ergänzend 
bewilligt werden. 

Zu Einzelheiten und Verfahren siehe Fachanweisung zu § 90 SGB IX. 

2.2  Anspruchsberechtigter Personenkreis 

Anspruchsberechtigt sind Menschen mit Behinderungen, die zum Personenkreis des 
§ 99 SGB IX gehören und bei denen behinderungsbedingt besondere Anforderungen an den 
Wohnraum zu stellen sind. 

Die Feststellung der Zugehörigkeit zum Personenkreis nach § 99 SGB IX obliegt dem ärztli-
chen Fachdienst im Fachamt Eingliederungshilfe. Die behinderungsbedingte Notwendigkeit 
und Eignung der beantragten Leistungen ist durch den ärztlichen Fachdienst unter regelhafter 
Beteiligung der Landesärztin für Körper- und Mehrfachbehinderte zu bestätigen.  

Zu Einzelheiten und Verfahren siehe Fachanweisung zu § 90 SGB IX. 

2.3 Einkommen und Vermögen 

Die Bewilligung der Leistungen ist einkommens- und vermögensabhängig. Grundlage für die 
Prüfung sind die Regelungen des neunten Kapitels im zweiten Teil SGB IX.  

Zu Einzelheiten und Verfahren siehe Fachanweisung zu § 90 SGB IX. 

3. Gesamtplan 

https://www.hamburg.de/sozialbehoerde/fa-sgbix/13805120/fa-sgbix-90/
http://www.hamburg.de/basfi/fa-sgbxii-kap06-53/
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Gemäß § 121 Abs. 1 SGB IX ist die Trägerin der Eingliederungshilfe zur Erstellung eines Ge-
samtplans verpflichtet. Bestehen Ansprüche bei mehreren Rehabilitationsträgern, ist 
gemeinsam mit diesen ein Teilhabeplan zu erstellen. Im Gesamtplan sind das Wunsch- und 
Wahlrecht der Leistungsberechtigten sowie die Regelungen zur Angemessenheit und Mehr-
kosten zu berücksichtigen.  

Ebenfalls zu berücksichtigen ist, dass Leistungen der Eingliederungshilfe immer auf mindes-
tens ein konkretes Ziel gerichtet sind. Die Aussicht auf Zielerreichung muss zum Zeitpunkt der 
Gewährung konkret bestehen. Die im Gesamtplan ermittelten Ziele, die im Befürwortungszeit-
raum erreicht werden sollen, sind Grundlage des Bewilligungsbescheids. Sofern kein neuer 
Gesamtplan erstellt wird, ist er spätestens nach zwei Jahren fortzuschreiben. Die Zielerrei-
chung ist anlässlich der Fortschreibung der Gesamtplanung zu prüfen. 

Zu Einzelheiten und Verfahren siehe Fachanweisung zu § 90 SGB IX. 

4. Art und Umfang der Leistungen 

Die Leistungen sollen nach den o.g. Zielen zu Wohnraum verhelfen, der zur Führung eines 
selbstbestimmten und eigenverantwortlichen Lebens geeignet ist. Zudem müssen sie als ge-
nerelles Erfordernis für die Teilhabe der Antragstellerin oder des Antragstellers erforderlich 
sein. Hinsichtlich der Erforderlichkeit der Hilfe ist eine Wertung der behinderungsbedingten 
Intensität der Beeinträchtigung unter Berücksichtigung des Kostenaufwandes vorzunehmen: 
Zunächst ist zu prüfen, welche Maßnahmen in Betracht kommen, um den bestehenden Bedarf 
zu decken. Gibt es mehrere gleichgeeignete Maßnahmen, so ist diejenige auszuwählen, die 
den Einzelnen und die Allgemeinheit am wenigstens beeinträchtigt. D.h. es soll regelhaft die 
Maßnahme gewählt werden, welche den bestehenden Bedarf deckt, jedoch möglichst die ge-
ringsten Kosten verursacht. Hilfe nach § 77 SGB IX wird insofern nur in dem Maß gewährt, in 
dem auch Nichtbehinderte entsprechende Bedürfnisse befriedigen können. 

Leistungen für Wohnraum können für die Beschaffung, den Umbau, die Ausstattung und den 
Erhalt einer selbstgenutzten Wohnung oder eines selbstgenutzten Hauses bewilligt werden. 
Dabei umfassen die Leistungen sämtliche baulichen Veränderungen, die für eine selbstbe-
stimmte Nutzung der Immobilie durch die leistungsberechtigte Person erforderlich und fest mit 
ihr verbunden sind. Es werden insbesondere Leistungen für 

• behinderungsbedingte Umbauten in der Wohnung oder im Haus, 
• den barrierefreien Zugang zur Wohnung oder dem Haus, 
• Abstellmöglichkeiten für Fortbewegungsmittel außerhalb des Wohnraumes, 
• technische Anlagen und Geräte, die behinderungsbedingt notwendig sind, und 
• den behinderungsbedingten Mehraufwand für die Ausstattung einer Küche 

bewilligt.  

Daneben kommen auch Beratung und Unterstützung bei der Suche einer geeigneten Woh-
nung oder eines Wohnheimplatzes -  hier kann auf bestehende Angebote wie dem 
Beratungszentrum sehen, hören, sprechen, bewegen verweisen werden -, aber auch die Über-
nahme von Umzugskosten in Betracht. 

Leistungen für den Erwerb einer Immobilie können dagegen nicht bewilligt werden. Unter dem 
Aspekt der Beschaffung von Wohnraum ist vielmehr zu verstehen, dass eine Wohnung oder 
ein Haus bereits vor dem Einzug durch eine leistungsberechtigte Person auf deren Bedürf-
nisse angepasst werden kann. In diesem Fall muss jedoch gesichert sein, dass die 
leistungsberechtigte Person den Wohnraum auch tatsächlich bezieht, bevor Leistungen bewil-
ligt werden können. Bei Wohneigentum muss die Eigentumsübertragung bereits stattgefunden 

http://www.hamburg.de/basfi/fa-sgbxii-kap06-53/
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und in Form eines aktuellen Grundbuchauszuges nachgewiesen worden sein. Zudem muss 
durch die antragstellende Person bestätigt werden, dass sie das Wohneigentum selbst nutzt. 
Bei Mietobjekten ist der unterschriebene Mietvertrag als Nachweis vorzulegen.  

Für die Leistungsbewilligung ist unerheblich, ob die Immobilie im Eigentum der leistungsbe-
rechtigten Person steht oder angemietet wurde. Handelt es sich um ein Mietobjekt, ist vor der 
Bewilligung die schriftliche Erlaubnis des Vermieters vorzulegen. Bei baulichen Veränderun-
gen an der Wohnung oder dem Haus ist zusätzlich der Nachweis einer baufachlichen Prüfung 
durch das zuständige Bauamt und ggf. eine Baugenehmigung vorzulegen. 

Kommen für die geplanten Maßnahmen Fördermittel für Eigentümer oder Mieter zum barrie-
refreien Umbau der Investitions- und Förderbank (IFB) in Betracht, sind diese vorrangig in 
Anspruch zu nehmen. Die antragstellende Person muss daher im Zuge der Antragstellung 
darlegen, dass kein Anspruch besteht, ggf. durch die Vorlage einer Ablehnung.  

5. Abgrenzung zu anderen Leistungen 

Leistungen für Wohnraum überschneiden sich mit den Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben nach § 49 Abs. 8 Nr. 6 SGB IX i.V.m. § 49 Abs. 3 Nr. 1 SGB IX. Bei der Abgrenzung 
zwischen beiden Teilhabebereichen kommt es besonders auf die Zielsetzung der Leistungen 
an: Liegt der Schwerpunkt des Bedarfs auf der Erhaltung, Verbesserung oder Wiederherstel-
lung der Erwerbsfähigkeit, so handelt es sich um eine Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben. 
Diese sind nach § 102 Abs. 2 SGB IX gegenüber den Leistungen der sozialen Teilhabe vor-
rangig in Anspruch zu nehmen. Geht es jedoch um grundsätzliche Teilhabebedarfe, sind die 
Maßnahmen als Leistungen der sozialen Teilhabe anzusehen. Beispielsweise dient die Her-
stellung eines barrierefreien Umfeldes in der Wohnung der grundsätzlichen Erschließung der 
Umgebung und kann nicht auf die Möglichkeit, eine Beschäftigungsstelle zu erreichen, redu-
ziert werden. 

Für leistungsberechtigte Personen besteht nach § 185 Abs. 3 Nr. 1 d) SGB IX die Möglichkeit 
der Gewährung von Wohnraumleistungen im Rahmen von begleitenden Leistungen im Ar-
beitsleben durch die Integrationsämter. Die Leistungen sind nach § 185 Abs. 6 SGB IX jedoch 
nachrangig gegenüber den nach § 49 SGB IX zu erbringenden Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben. 

Sofern der Bedarf durch Leistungen der gesetzlichen Pflegeversicherung zur Verbesserung 
des individuellen Wohnumfeldes nach § 40 SGB XI gedeckt werden kann, sind diese als spe-
zielle Leistung in Anspruch zu nehmen. Dieser Zuschuss kann bis zu 4.000 EUR betragen und 
wird auf Antrag bewilligt. Voraussetzung für diese Leistungen ist der Versicherungsschutz und 
eine Feststellung des Pflegegrades 1-5. Nähere Informationen zu Maßnahmen, die bezu-
schusst werden können und weiteren Voraussetzungen erhalten die Versicherten bei ihrer 
Pflegeversicherung. 

6. Befürwortungs- und Bewilligungszeitraum 

Die Leistungen werden als einmalige Leistungen bewilligt. Die Bewilligung orientiert sich an 
der fachlichen Befürwortung. 

7. Berichtswesen, Controlling 

Die für das Controlling benötigten Daten werden dem Datawarehouse entnommen. 

8. Inkrafttreten 
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Diese Fachanweisung tritt am 01.10.2022 in Kraft und am 30.09.2027 außer Kraft. Sie ersetzt 
die Arbeitshilfe „Ausstattung und Erhalt einer Wohnung“. 
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